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NIEDERSCHRIFT der 36. ordentlichen, 

öffentlichen Sitzung des Gemeinderates 

 

vom 21.08.2025, 19.00 Uhr, 
unter dem Vorsitz von Bürgermeister Nikolaus Manzl, 

im Großen Sitzungssaal der Gemeinde Ellmau. 
 
 
Weiters anwesend: 

Anton Bellinger  
Guido Bucher  
MMag. Herbert Schachner  
Simon ARNOLD Vertretung für Alexandra Sollerer 
Josef Werlberger  
Wolfgang Niedermühlbichler  
Reinhard Ritter  
Georg Widschwendter  
Manfred Döttlinger  
Simone Embacher  
Gert Oberhauser  
Christoph Kröll Vertretung für Thomas Niederstrasser 
Gerhard Schermer  
Gerhard Pohl  

 

Schriftführer: Amtsleiter Mag. Klaus Hein 
 
Entschuldigt abwesend: 
Alexandra Sollerer 
Thomas Niederstrasser 

 
 

Tagesordnung 
 

1. Genehmigung des 35. Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 17.07.2025 
2. Berichte des Bürgermeisters und der Ausschüsse 
3. Erlassung einer neuen Richtlinie der Gemeinde Ellmau zur Vergabe von Wohn-

raum 
4. Genehmigung des Jahresvoranschlages für das Jahr 2026 der Straßeninteres-

sentschaft Faistenbichlweg 
5. Abschluss eines Raumordnungsvertrages für das Gst. Nr. 441/3 mit Hannes 

Winkler (Widmungsbegünstigter Michael Kocher) 
6. Änderung des Flächenwidmungsplanes, Gst. Nr. 441/3, von Freiland in Wohn-

gebiet, Eigentümer Hannes Winkler 
7. Änderung des Flächenwidmungsplanes, Gst. Nr. 475/9, von Wohngebiet in ge-

mischtes Wohngebiet, Firma GU Immobilien GmbH (FN 482221 z) 
8. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
9. Vertrauliches 

9.1. Genehmigung des Protokolls des nicht-öffentlichen Teils der Gemein-
deratssitzung vom 17.07.2025 
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Der Bürgermeister begrüßt die anwesenden Mitglieder des Gemeinderates.  
 
Gemeinderätin Alexandra Sollerer wird bei dieser Sitzung durch Simon ARNOLD vertreten. 
Weiters wird Gemeinderat Thomas Niederstrasser durch Christoph Kröll vertreten. 
Der Bürgermeister stellt sodann die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates bei 15 anwesen-
den Mandataren fest.  
 
 
Der Bürgermeister stellt weiters den Antrag den Tagesordnungspunkt 9. (Vertrauliches) samt 
Unterpunkt 9.1. unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu behandeln.  
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau beschließt über Antrag von Bürgermeister Ni-
kolaus Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) den Tagesordnungspunkt 9. (Vertrauli-
ches) samt Unterpunkt 9.1. unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu behandeln.  
 
 
 

öffentlicher Teil 
 
ad 1.) Genehmigung des 35. Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 17.07.2025 

 
Der Bürgermeister gibt bekannt, dass das Protokoll an alle Gemeinderäte ausgesendet wurde 
und dazu keine Änderungswünsche eingebracht wurden. Auch in der Sitzung werden keine 
Änderungswünsche eingebracht.  
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau genehmigt über Antrag von Bürgermeister Ni-
kolaus Manzl mit 12:3 Stimmen (12 Ja, 3 Enthaltungen) das 35. Protokoll der Gemeinde-
ratssitzung vom 17.07.2025 (Enthaltungen: MMag. Herbert Schachner, Simon ARNOLD 
und Christoph Kröll, weil diese in der Sitzung nicht anwesend waren.) 
 
 
ad 2.) Berichte des Bürgermeisters und der Ausschüsse 

 

• Überprüfungsausschuss: 
 
Manfred Döttlinger berichtet von der Sitzung vom 22.07.2025: 
 
Befasst hat sich der Ausschuss mit den aktuellen Budgetüberschreitungen, wobei Man-
fred Döttlinger auf die drei höchsten Überschreibungen näher eingeht. Hinsichtlich der 
Mehrkosten zum Umbau der Volksschule verhalte es sich so, dass hier die Überschrei-
tung durch eine Rechnung der Malerei Haider bedingt wurde. Die Rechnung betraf 
Leistungen noch aus dem Jahr 2024, allerdings sei die Rechnung erst im Jahr 2025 an 
die Gemeinde übermittelt worden.  
Eine weitere Überschreitung habe es beim Projekt der „Leitungsumlegung Biedring“ 
gegeben. Die Kosten dafür wären ebenfalls noch im Jahr 2025 angefallen. Bedingt 
wären die Mehrkosten hier vor allem deshalb, weil im Rahmen der Planung gewisse 
Hausanschlüsse ursprünglich nicht vorgesehen waren und diese nachträglich dazuka-
men. Eine weitere Budgetüberschreitung sei durch eine Schotterung des Festplatzes 
veranlasst worden.  
 
Manfred Döttlinger regt an, dass in Zukunft Rechnungen immer noch in dem Jahr, in 
die die Leistungen erbracht wurden, spätestens zu stellen sind.  
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Der Bürgermeister will mit seinen Mitarbeitern abklären, wie dies in der Zukunft ver-
lässlich sichergestellt werden kann. 
 
Gert Oberhauser glaubt, dass die Überschreitungen durch den Gemeinderat geneh-
migt werden müssen. 
 
Der Bürgermeister will die notwendigen Beschlussfassungen in der nächsten Sitzung 
des Gemeinderates herbeiführen.  
 
Manfred Döttlinger berichtet weiter, dass der Überprüfungsausschuss außerdem eine 
Überprüfung der Honorarnoten von Frau Rechtsanwältin Mag. Martina Waldstätten der 
letzten Jahre über Verlangen von Gerhard Pohl vorgenommen hätte. Dabei wären dem 
Ausschuss insgesamt keine Unregelmäßigkeiten in der Verrechnung aufgefallen und 
wären dem Ausschuss die Honorare auch nicht überteuert erschienen.  
 
Manfred Döttlinger teilt mit, dass er sich bei Umlandgemeinden erkundigt hätte, wie 
diese Anwaltsleistungen vergeben. Demnach hätte zB. die Gemeinde St. Johann in 
Tirol zwei Juristen beschäftigt, über die Diverses hausintern erledigt würde und an-
sonsten würde man sich an ortsansässige Anwälte wenden.  
 
Georg Widschwendter bringt vor, dass die Gemeinde Scheffau wiederum einen stän-
digen Vertreter hätte und keine Ausschreibungen in diesem Bereich vornehme. Die 
Gemeinde Going andererseits hätte mit einem Rechtsanwalt ein Pauschalhonorar von 
netto EUR 300,00/Stunde vereinbart. Außerdem ist Georg Widshwendter der Meinung, 
dass es hier eine Zusammenarbeit mit Professionisten braucht, zu denen ein Vertrau-
ensverhältnis besteht. Eine Ausschreibung im Sinne eines Billigstbieterverfahrens sei 
hinsichtlich derartiger Dienstleistungen allerdings nicht üblich. 
 
Manfred Döttlinger und Georg Widschwendter erwähnen zu den Raumordnungsverträ-
gen, dass die Erstellung des Basisvertrages der Gemeinde niemals in Rechnung ge-
stellt wurde und demnach nicht „abgekauft“ wurde. Über das System, welches die Ge-
meinde hier in Kooperation mit Frau Rechtsanwältin Mag. Waldstätten ausübt, können 
die Verträge für die Bürger überhaupt erst zu der begünstigten Pauschale angeboten 
werden. Der Gemeinde entstehen außerdem keine Kosten, da das Vertragshonorar 
durch die Widmungswerber zu bezahlen ist.  
 
Georg Widschwendter erwähnt, dass er sich zudem einen Teil der Raumordnungsver-
träge für die „Grienkegründe“ angesehen hätte. Obwohl hier aufgrund diverser Vorga-
ben des Naturschutzes und des Forstes zusätzliche Klauseln in den Verträgen gegen-
über dem Basisvertrag notwendig waren, wurde kein erhöhtes bzw. zusätzliches Ho-
norar in Rechnung gestellt.  
Im Übrigen stellt Georg Widschwendter fest, dass es sich nicht so verhalte, dass jeder 
Vertrag immer das Gleiche sei und nur der Namen auszutauschen wäre. 
 
Manfred Döttlinger berichtet sodann weiter, dass der Ausschuss außerdem zu hinter-
fragen hatte, ob in einem Verfahren vor dem Landesverwaltungsgericht in einer Frei-
zeitwohnsitzangelegenheit die Vertretung der Gemeinde über eine Rechtsvertretung 
geboten gewesen sei. Zu diesem Zweck habe man sich mit dem Amtsleiter zu einer 
Besprechung getroffen, der seine Überlegungen dazu dargetan und erläutert hat. Im 
konkreten Fall sei der Amtsleiter zu dem Schluss gekommen, dass eine Vertretung der 
Gemeinde zweckmäßig sei und habe er das dem Ausschuss schlüssig und nachvoll-
ziehbar erklären können.  
 
Gerhard Pohl erkundigt sich bei Manfred Döttlinger, ob die Honorarabrechnungen ta-
rifmäßig vorgenommen worden wären. 
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Manfred Döttlinger meint dazu, dass er eine Prüfung dahingehend vorzunehmen be-
absichtigt hätte, aber dies für einen Laien nicht möglich wäre. 
Georg Widschwendter teilt mit, dass er die Honorare einem befreundeten Anwalt ge-
zeigt hätte und dieser bestätigt hätte, dass die verrechneten Honorare nicht überzogen 
wären. 
 
Josef Werlberger bringt vor, dass ein Teil der an die Gemeinde verrechneten Honorare 
von der Gemeinde an Dritte weiterverrechnet wurde. 
 
Der Bürgermeister verweist darauf, dass die Gemeinde diverse Leistungen auch über 
andere Rechtsanwälte erledigen lasse. 
 
Anton Bellinger meint, dass das Problem mit dem Ausschreiben sei, dass man dann 
oft auch monatelang keine Leistung benötigt.  
 
Manfred Döttlinger stellt fest, dass er der erste sei, der auftritt, wenn die Gemeinde 
benachteiligt würde oder worden wäre. Das sei gegenständlich aber nicht der Fall.  
 
Simon ARNOLD meint, dass die derzeitige Zusammenarbeit und das System laufe. Es 
habe sich auch niemand bereichert und nun müsse man zusehen, dass die Gemeinde 
wieder weiterkomme. 
 
Georg Widschwendter ist der Meinung, dass die Zusammenarbeit mit einem ständigen 
Partner schon auch Vorteile hätte und einiges Erleichtern würde.  
 
Gerhard Schermer sieht sich darin bestätigt, dass die Zusammenarbeit bislang immer 
tadellos war.  

 
 

• Ausschuss „Bauwesen und Dorferneuerung“: 
 
Wolfgang Niedermühlbichler berichtet, dass er mit dem Bauhofleiter in regelmäßigem 
Austausch stehe. Im Herbst sei wieder eine Sitzung geplant, bei der man sich dem 
Thema der Brückensanierungen widmen wird und sicherlich werden dazu in das 
Budget für das kommende Jahr entsprechende Mittel vorzusehen sein.  
 
Wolfgang Niedermühlbichler hebt zum Glasfaserprojekt positiv hervor, dass es im 
letzten Jahr zur richtigen Zeit gestartet wurde, weil derzeit die Preise für den Tiefbau 
extrem angezogen hätten. Dadurch würde sich die Gemeinde nun einiges an Kosten 
ersparen.  
 
Josef Werlberger erkundigt sich zum Glasfaserprojekt, weshalb es dafür eines exter-
nen Planers und eines externen Bauleiters bedarf.  
Wolfgang Niedermühlbichler kann dies ad hoc nicht beantworten und will den Grund 
dafür beim Bauhofleiter abklären.  

 
 
ad 3.) Erlassung einer neuen Richtlinie der Gemeinde Ellmau zur Vergabe von 

Wohnraum 

 
Der Bürgermeister verweist auf die neu ausgearbeitete Wohnungsvergaberichtlinie, welche im 
Kern durch den Ausschuss „Soziales, Kultur, Vereine und Sport“ zur Ausarbeitung gelangt ist 
und einen Systemwechsel vorsieht. Ziel der neuen Richtlinie, die nunmehr auf einem Punkte-
system beruht, ist es mehr Transparenz zu schaffen.  
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Der neue Richtlinientext wird über Beamer gezeigt.  
 
Ausschussobmann Anton Bellinger, der die Neuausrichtung der Richtlinie federführend beglei-
tet hat, meint, dass es erst die Praxis zeigen werde, ob sich ein Punktesystem im Vergleich 
zur bisherigen Handhabe bewähren wird. 
 
Der Bürgermeister verweist darauf, dass die neue Richtlinie nicht in Stein gemeißelt ist und 
selbstverständlich auch jederzeit wieder evaluiert und überarbeitet werden kann, falls sich da-
ran ein Bedarf ergeben sollte.  
 
Es wird sodann – nachdem noch diverse Fragen von Mandataren beantwortet wurden – nach-
stehender Beschluss gefasst: 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau erlässt über Antrag von Bürgermeister Nikolaus 
Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) nachstehende Richtlinie: 
„ 

 

Vergaberichtlinie  
für (geförderten) Wohnraum und Baugrundstücke 

 

 
 

§ 1 
Präambel und Zielsetzung 

 
Ziel dieser Richtlinie ist es die Zuweisung von Wohnraum über ein faires Verfahren an woh-

nungssuchende Personen zu garantieren. Die Vergabe hat insbesondere nach objektiven, so-

zialen, nicht diskriminierenden und nachvollziehbaren Kriterien zu erfolgen.  

 
 

§ 2 
Anwendungsbereich 

 
Diese Richtlinie regelt die Zuweisung (Neu- oder Nachbesetzung) von gefördertem Wohnraum 

durch die Gemeinde Ellmau. Die Zuweisung von nicht-gefördertem Wohnraum sowie von Bau-

grundstücken erfolgt unter sinngemäßer Anwendung dieser Richtlinie. 

 
 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 

 

1) „Geförderter Wohnraum“ umfasst sowohl objektgeförderte Mietwohnungen als auch för-

derbare Gesamtanlagen (Eigentumswohnungen) sowie Mietkaufvarianten, die entweder 

von einem gemeinnützigen Wohnbauträger oder der Gemeinde errichtet werden/wurden 

und woran der Gemeinde ein Vergaberecht zusteht. 

 
Anmerkung: Darunter fallen „Mietkaufvarianten“ gleichermaßen. 

 

2) Unter „Baugrundstücke“ sind Grundflächen zu verstehen, die über eine Flächenwidmung 

als Bauland verfügen oder erst mit einer Flächenwidmung als Bauland versehen werden 

sollen und an denen der Gemeinde ein Vergaberecht zusteht. 



36. GR-Sitzung vom 21.08.2025 Seite 6 

 

3) „Wohnungssuchende Person“ ist eine volljährige und entscheidungsfähige natürliche Per-

son, die im Sinne dieser Richtlinie Antragsteller ist.  
 

4) Als Behinderung ist die Auswirkung einer körperlichen, geistigen oder psychischen Funk-

tionsbeeinträchtigung oder einer Beeinträchtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die 

nicht nur vorübergehend vorliegt (d.h. länger als voraussichtlich sechs Monate andauert) 

und die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben erschweren kann. 
 

5) Neubesetzung ist die außerordentliche Zuweisung von Wohnraum aus Anlass eines Neu-

bauprojekts bis zur vollständigen Abdeckung seines Erstbezugs. 
 

6) Nachbesetzung ist die ordentliche Zuweisung von freiwerdendem Wohnraum. 
 

7) Die Wohnraumkategorie misst sich nach der Größe des Wohnraums und wird demgemäß 

nach der Systematik „1-, 2-, 3-, 4-Zimmerwohnung“ usw. bestimmt. 
 

8) Die Verfügungsart unterscheidet zwischen Eigentum und Miete. 
 

9) Wohnbedarf definiert die notwendige Wohnfläche und Ausstattung einer Wohnung, um 

die Bedürfnisse eines oder mehrerer Personen angemessen zu erfüllen (siehe dazu auch 

§ 8 dieser Richtlinie).  
 

 

§ 4 

Antragsberechtigte 

 
I. Wohnungssuchende Personen können sein: 

 
1) Österreichische Staatsbürger, die  

a. innerhalb der letzten 15 Jahre ab Antragstellung ihren Hauptwohnsitz für insge-

samt mindestens 3 Jahre in der Gemeinde Ellmau hatten oder haben, oder die 

b. innerhalb der letzten 15 Jahre ab Antragstellung für insgesamt mindestens 3 Jahre 

in der Gemeinde Ellmau ihren Arbeitsplatz hatten oder haben, 

wobei die Hauptwohnsitz- bzw. Arbeitsplatzzeiten jeweils mindestens eine durchgehende 

Dauer von 1 Jahr aufweisen müssen. 

 

2) Unionsbürger und EWR-Bürger, die aufgrund des EU-/EWR-Rechtes österreichischen 

Staatsbürgern gleichgestellt sind, die  

a. innerhalb der letzten 15 Jahre ab Antragstellung ihren Hauptwohnsitz für insge-

samt mindestens 3 Jahre in der Gemeinde Ellmau hatten oder haben, oder die 

b. innerhalb der letzten 15 Jahre ab Antragstellung für insgesamt mindestens 3 Jahre 

in der Gemeinde Ellmau ihren Arbeitsplatz hatten oder haben, 

wobei die Hauptwohnsitz- bzw. Arbeitsplatzzeiten jeweils mindestens eine durchgehende 

Dauer von 1 Jahr aufweisen müssen. 

 

3) Drittstaatsangehörige oder Asylwerber, denen entweder aufgrund des Niederlassungs- und 

Aufenthaltsgesetzes – NAG der Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ erteilt wurde oder 
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denen aufgrund des Asylgesetzes 2005 – AsylG 2005 ein Aufenthaltsrecht mit unbefristeter 

Gültigkeitsdauer in Österreich zuerkannt wurde, die  

a. innerhalb der letzten 15 Jahre ab Antragstellung ihren Hauptwohnsitz für insge-

samt mindestens 3 Jahre in der Gemeinde Ellmau hatten oder haben, oder die 

b. innerhalb der letzten 15 Jahre ab Antragstellung für insgesamt mindestens 3 Jahre 

in der Gemeinde Ellmau ihren Arbeitsplatz hatten oder haben, 

wobei die Hauptwohnsitz- bzw. Arbeitsplatzzeiten jeweils mindestens eine durchgehende 

Dauer von 1 Jahr aufweisen müssen. 

 

4) Abweichend von den Punkten 1) bis 3) sind die dort genannten wohnungssuchenden Per-

sonen auch ohne Vorliegen der entsprechend festgelegten Hauptwohnsitz- oder Arbeits-

platzzeiten in der Gemeinde Ellmau zur Antragstellung berechtigt, wobei eine Berücksich-

tigung dieser Anträge erst dann erfolgt, wenn nicht genug oder keine wohnungssuchenden 

Personen mehr im Sinne der Punkte 1) bis 3) aus der Gemeinde Ellmau selbst vorgemerkt 

sind. 

  

 

II. Wohnungssuchende Personen gemäß Punkt I. müssen überdies  

 

1) bezüglich ihres Einkommens bzw. Familieneinkommens im Sinne des § 18 Tiroler Wohn-

bauförderungsgesetz 1991 – TWFG 1991 als „begünstigte Personen“ gelten (das gilt nicht 

bei nicht-gefördertem Wohnraum), und 

 

2) einen Wohnbedarf (siehe dazu näher § 8 dieser Richtlinie) und die Absicht haben, aus-

schließlich den für den Eigenbedarf bestimmten Wohnraum zur Befriedigung ihres regel-

mäßigen Wohnbedürfnisses (als Hauptwohnsitz) zu verwenden, und 

 

3) in die Übernahme der von der Gemeinde Ellmau vorgegebenen Verpflichtungen gemäß § 

10 dieser Richtlinie einwilligen. 

 

 

III. Das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Punkt I. und II. ist nachzuweisen. 

 

 

§ 5 

Vergabeverfahren 

 
I. Varianten und Wahl des Vergabeverfahrens 

 

Je nach Vorhandensein eines konkreten Neubauprojekts für Wohnraum hat eine wohnungs-

suchende Person die Wahlmöglichkeit sich entweder direkt für dieses neue Wohnbauprojekt 

zu bewerben oder sich auf die allgemeine Vergabeliste wohnungssuchender Personen setzen 

zu lassen.  

 

1) Ablauf der Wohnungssuche bei einem Neubauprojekt für Wohnraum: 

 

Bei diesem Vergabeverfahren handelt es sich um ein aus Anlass eines neuen Wohnbau-

projekts geführtes separiertes Vergabeverfahren, das parallel zur allgemeinen Vergabeliste 
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wohnungssuchender Personen gemäß Punkt 2) geführt wird. Dieses Vergabeverfahren be-

ginnt mit seiner ortsüblichen öffentlichen Bekanntmachung durch die Gemeinde. Binnen 

der allenfalls vorgegebenen Einreichfrist können hier Anträge mittels des auf dieses Neu-

bauvorhaben abgestimmten speziellen Antragsformulars eingebracht werden. Gegenstand 

dieses Vergabeverfahrens ist die Neubesetzung des projektgegenständlichen Wohnraums 

bis zu seiner vollständigen Zuweisung. Sobald der Wohnraum vollständig zugewiesen ist, 

werden die verbleibenden und nicht zum Zuge gekommenen Anträge der hier separat ge-

führten Vergabeliste gemäß ihrer Punktebewertung in die allgemeine Vergabeliste woh-

nungssuchender Personen gemäß Punkt 2) überführt und eingereiht.  

 

2) Ablauf der Wohnungssuche über die allgemeine Vergabeliste wohnungssuchender Perso-

nen: 

 

Bei dieser Vergabeliste handelt es sich um die von der Gemeinde ständig geführte Evidenz 

an wohnungssuchenden Personen, auf deren Basis freiwerdender Wohnraum zur Nachbe-

setzung zugewiesen wird. Diese Vergabeliste besteht unabhängig von einem allenfalls se-

pariert geführten Vergabeverfahren für ein Neubauprojekt gemäß Punkt 1). Anträge können 

jederzeit mittels des allgemeinen Antragsformulars eingebracht werden. Darüber hinaus 

werden von Amts wegen nicht zum Zuge gekommene Anträge gemäß Punkt 1) dorthin 

überführt und eingereiht. 

 

 
II. Ablauf eines Vergabeverfahrens 

 

Unabhängig von der Vergabeverfahrensvariante gemäß Punkt I. gilt für beide: 

 

1) Das Vergabeverfahren wird durch Antragstellung gemäß § 11 dieser Richtlinie eingeleitet. 

Wird ein Antrag von mehreren Antragstellern im Sinne des § 11 II. dieser Richtlinie gemein-

sam gestellt, so muss jeder Antragsteller für sich eigenständig die Voraussetzungen gemäß 

dieser Richtlinie erfüllen, sofern in dieser Richtlinie bei Vorliegen mehrerer Antragsteller 

nicht spezifische Regelungen vorgesehen werden. 

 

2) Im Antrag ist anzuführen, für welche Wohnraumkategorie und welche Verfügungsart eine 

Zuweisung begehrt wird. Bei einem Neubauprojekt ist zusätzlich die Angabe eines (1 Stück) 

Zuweisungswunsches für einen bestimmten Wohnraum (Top, Einheit, usw.) oder eine al-

ternative Wohnraumkategorie zulässig, wobei der Zuweisungswunsch stets nur subsidiär 

Berücksichtigung finden kann. Ein Rechtsanspruch auf die beantragte Zuweisung bzw. ei-

nen angegebenen Zuweisungswunsch besteht nicht (siehe dazu auch § 12 dieser Richtli-

nie). 

 
Hinweis: Für objektgeförderte Mietwohnungen stellt die Staatsbürgerschaft kein Kriterium für die Woh-

nungsvergabe dar. Bei Vorliegen der Begünstigungsvoraussetzungen nach § 18 TWFG 1991 
(Wohnbedarf, Einhaltung einer Einkommensgrenze, Finanzierbarkeit) ist die Vergabe von Miet-
wohnungen auch an Drittstaatsangehörige möglich. 

 

3) Ein Antrag behält für einen Zeitraum von 2 Jahren ab Einlangen beim Gemeindeamt seine 

Wirksamkeit und wird für eben diesen Zeitraum in Evidenz gehalten. Während dieses Zeit-

raums ist eine weitere Antragstellung nicht zulässig. Nach Ablauf dieser Zeit wird der Antrag 

automatisiert aus der Evidenz gestrichen, sofern der Antrag nicht bereits vorher 
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zurückgezogen wird. Erst ab diesem Zeitpunkt ist eine erneute Antragstellung zulässig. 

Jede Änderung der Verhältnisse (sachliche und persönliche Voraussetzungen gemäß die-

ser Richtlinie), die während des zweijährigen Zeitraums eintritt, ist der Gemeinde unaufge-

fordert und umgehend schriftlich zu melden. 

 

4) Die Zuweisung des Wohnraums erfolgt laut der Reihung und Aufteilung der Anträge gemäß 

§ 7 dieser Richtlinie.  

 

5) Die wohnungssuchende Person wird durch die Gemeinde über ihre Zuweisung in Kenntnis 

gesetzt. Ab diesem Zeitpunkt hat sie längstens 14 Tage Zeit gegenüber der Gemeinde 

schriftlich ihre Annahme oder Ablehnung zu erklären. Im Falle einer Ablehnung erfolgt die 

Zuweisung an die nächstgereihte Person, wobei die wohnungssuchende Person, die ihre 

Ablehnung erklärt, vorerst nur dann gemäß ihrer Bewertung gereiht bleibt, wenn sie ihre 

Ablehnung mit einem triftigen und/oder nachvollziehbaren Grund rechtfertigen kann. Im 

Falle einer Annahme obliegt es ausschließlich der Gemeinde – falls es sich um einen durch 

sie errichteten Wohnraum handelt – die wohnungssuchende Person unter allfälliger Be-

rücksichtigung eines Zuweisungswunsches einem konkreten Wohnraum (Top, Einheit, 

usw.) zuzuweisen. Falls der Wohnraum hingegen durch einen gemeinnützigen Wohnbau-

träger errichtet wurde, so obliegt die Weiterleitung der wohnungssuchenden Person an ihn 

unter Bekanntgabe eines allfällig geäußerten Zuweisungswunsches ausschließlich der Ge-

meinde, wobei diesfalls die Zuweisung des konkreten Wohnraums (Top, Einheit, usw.) nach 

dem Ermessen des Wohnbauträgers vorgenommen wird.  

 

 

§ 6 

Kriterienkatalog („Punktesystem“) für die Bewertung der Anträge 

sowie Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Vergabe von Mietwohnungen 

 

Die Anträge werden auf Grundlage des nachstehenden Kriterienkatalogs („Punktesystem“) 

gemäß Punkt I. bis V. mit Punkten bewertet: 

 
I. Hauptwohnsitz bzw. Arbeitsplatzzeiten 

 

1) Allgemeines zu dieser Punktebewertung: 

 

a. Bei mehreren Antragstellern im Sinne des § 11 II. dieser Richtlinie genügt es, wenn 

einer der Antragsteller Hauptwohnsitz- bzw. Arbeitsplatzzeiten im erforderlichen 

Ausmaß besitzt. Sofern jeder Antragsteller für sich eigenständig Hauptwohnsitz- 

und Arbeitsplatzzeiten belegen kann, so werden nur die Punkte von dem Antrag-

steller gewertet, der die längere Hauptwohnsitz- bzw. Arbeitsplatzzeit besitzt; 

b. Besitzt ein Antragsteller sowohl Hauptwohnsitz- als auch Arbeitsplatzzeiten, so 

werden nur die Hauptwohnsitzzeiten für die Bewertung herangezogen; 

c. Es werden nur Zeiten für die Bewertung herangezogen, die jeweils mindestens 

eine durchgehende Dauer von 1 Jahr aufweisen (siehe dazu bereits § 4 I. dieser 

Richtlinie); 
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2) Punktebewertung Hauptwohnsitzzeiten: 

 

3 – 6,99 Jahre (innerhalb der letzten 15 Jahre ab Antragstellung)  2 Punkte 

7 – 9,99 Jahre (innerhalb der letzten 15 Jahre ab Antragstellung)  3 Punkte 

10 – 14,99 Jahre (innerhalb der letzten 15 Jahre ab Antragstellung)  5 Punkte 

seit 15 Jahren ab Antragstellung       7 Punkte 

 

3) Punktebewertung Arbeitsplatzzeiten: 

 

3 – 6,99 Jahre (innerhalb der letzten 15 Jahre ab Antragstellung)  2 Punkte 

7 – 9,99 Jahre (innerhalb der letzten 15 Jahre ab Antragstellung)  3 Punkte 

10 – 14,99 Jahre (innerhalb der letzten 15 Jahre ab Antragstellung)  5 Punkte 

seit 15 Jahren ab Antragstellung       7 Punkte 

 

 

II. Kinderzuschlag 

 

1) Allgemeines zu dieser Punktebewertung: 

 

a. Es werden nur Kinder für die Bewertung herangezogen, die bereits im Zeitpunkt der 

Antragstellung (maßgeblich ist der Zeitpunkt des Einlangens des Antrags im Gemein-

deamt) mit der wohnungssuchenden Person (bei mehreren Antragstellern im Sinne des 

§ 11 II. dieser Richtlinie mit den Antragstellern) im gemeinsamen Haushalt leben und 

dort auch wohnsitzlich gemeldet sind und wenn für sie Familienbeihilfe gewährt wird; 

b. Der Kinderzuschlag wird auch bei im Zeitpunkt der Antragstellung (maßgeblich ist der 

Zeitpunkt des Einlangens des Antrags im Gemeindeamt) bereits bestehender Schwan-

gerschaft gewährt, wobei in diesem Fall für die Bewertung die Anzahl der Kinder laut 

Eltern-Kind-Pass herangezogen wird; 

 

2) Punktebewertung Kinderzuschlag: 

 

1 Kind          3 Punkte 

ab 2 Kinder                je 2 Punkte 

Schwangerschaft mit 1 Kind       3 Punkte 

Schwangerschaft ab 2 Kinder             je 2 Punkte 

 

 
III. Kein Eigentum 

 

1) Allgemeines zu dieser Punktebewertung: 

 

a. Bei mehreren Antragstellern im Sinne des § 11 II. dieser Richtlinie erfolgt die Bewer-

tung je Antragsteller; 

b. Es werden nur die wohnungssuchenden Personen für die Punktebewertung herange-

zogen, die im Zeitpunkt der Antragstellung sowie innerhalb eines Zeitraums von 7 Jah-

ren vor der Antragstellung weder Eigentum bzw. Wohnungseigentum noch ein sonsti-

ges Nutzungsrecht an einem Grundstück, Wohnhaus oder einer Wohnung besessen 

haben; 
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c. Abweichend von lit. a. schadet das Bestehen von Eigentum bzw. Wohnungseigentum 

oder eines sonstigen Nutzungsrechtes für die Bewertung dann nicht, wenn diese 

Rechte geringfügig sind und sie demgemäß eine umfassende Nutzung nicht ermögli-

chen (z.B. ideelle Bruchteilsanteile, usw.); 

 

2) Punktebewertung kein Eigentum: 

 

Kein Eigentum         5 Punkte 

 
 

IV. Behinderung 

 

1) Allgemeines zu dieser Punktebewertung: 

 

a. Bei mehreren Antragstellern im Sinne des § 11 II. dieser Richtlinie erfolgt die Bewer-

tung je Antragsteller. 

b. Das Vorhandensein einer Behinderung ist nachzuweisen (z.B. durch Kopie Behinder-

tenpass, usw.); 

 

2) Punktebewertung Behinderung: 

 

Behinderung ab 50% oder Pflegestufe ab Stufe 4    2 Punkte 
 
 

V. Bonuspunkte 

 

1) Allgemeines zu dieser Punktebewertung: 

 

a. Bei mehreren Antragstellern im Sinne des § 11 II. dieser Richtlinie erfolgt die Bewer-

tung je Antragsteller. 

b. Bei der Bewertung werden zusammen (je Antragsteller) maximal 5 Punkte vergeben; 

c. Die Entscheidung über eine Punktevergabe erfolgt nach der Bestimmung des § 13 die-

ser Richtlinie zu erfolgen.  

 

2) Punktebewertung Bonuspunkte: 

 

Öffentliches Interesse, soziale / moralische Erwägungen usw.  bis zu 4 Punkte 

Öffentliches Engagement (z.B. Vereinstätigkeit usw.)   max. 1 Punkt 
 
 

VI. Die Zuweisung von Mietwohnungen ist unbeschadet der Punktebewertung gemäß der 
Punkte I. bis V. überdies nur unter der Voraussetzung zulässig, dass 

1) die wohnungssuchende Person (gilt bei mehreren Antragstellern im Sinne des § 11 II. die-
ser Richtlinie für jeden Antragsteller) nicht selbst Bestandnehmer („Hauptmieter“) einer 
Mietwohnung ist und/oder 
 

2) die bestehenden Mietkosten – sofern es sich nicht bereits um eine geförderte Mietwohnung 
handelt – im Verhältnis zum jährlichen Einkommen – bzw. Familieneinkommen zu hoch 
sind und/oder 
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3) die bestehende Wohnnutzfläche nicht mehr ausreichend ist. 
 
Anmerkung: Die Zulässigkeitsvoraussetzung gemäß Punkt VI. 3) setzt voraus, dass mit dem Antrag auch tat-

sächlich die Zuweisung einer Mietwohnung mit mehr Wohnnutzfläche begehrt wird. 

 
 

§ 7 

Reihung und Aufteilung der Anträge 
 

1) Reihung der Anträge 

 

a. Die Anträge werden auf Basis der Bewertung gemäß § 6 dieser Richtlinie und unter 

Berücksichtigung von Punkt 2) gereiht; 

b. Der Zeitpunkt des Einlangens eines Antrages hat auf die Reihung keinen Einfluss. 

Sofern eine Einreichfrist vorgegeben ist, ist es daher ausreichend, wenn der Antrag 

binnen offener Frist beim Gemeindeamt einlangt; 
 
2) Reihung bei Punktegleichstand 

 

Bei Punktegleichstand werden vorgereiht: 

 

a. Anträge wohnungssuchender Personen ohne Eigentum; 

b. Anträge wohnungssuchender Personen, die aufgrund einer Behinderung einen an-

deren Wohnraum benötigen, weil ihr bestehender Wohnraum dafür nicht mehr 

zweckmäßig bzw. ungeeignet oder nicht adaptierbar ist; 

c. Anträge wohnungssuchender Personen mit mindestens 2 Kinder, die entweder un-

terschiedlichen Geschlechts sind und/oder einen berücksichtigungswürdigen Al-

tersunterschied zueinander aufweisen; 

d. Anträge altersmäßig jüngerer wohnungssuchender Personen ohne Kinder gegen-

über älteren wohnungssuchenden Personen ohne Kinder. Dies gilt erst ab der 

Wohnraumkategorie 3-Zimmerwohnung oder darüber; 

 
4) Aufteilung der Anträge 

 
Die Anträge werden laut Reihung gemäß Punkt 1) und unter Berücksichtigung von Punkt 
5) auf die vorhandenen Wohnraumkategorien je Verfügungsart aufgeteilt. 

 
5) Aufteilung der Anträge bei Mietwohnungen 

 
Bei Mietwohnungen bestimmt sich die Aufteilung der Anträge außerdem nach der Anzahl 
der wohnungssuchenden Personen, die in der Mietwohnung leben werden, wie folgt: 
 

a. Wohnraumkategorie 2-Zimmerwohnung: bis 2 Personen; 
b. Wohnraumkategorie 3-Zimmerwohnung: ab 3 Personen; 

 

§ 8 

Maßstäbe für die Beurteilung eines Wohnbedarfs 
 
 

1) Die Beurteilung des Vorliegens eines Wohnbedarfs ist ausgehend und unter Zugrundele-

gung der derzeitigen Wohnsituation der wohnungssuchenden Person zu prüfen und 
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danach, ob bzw. inwieweit sie insbesondere an Hand der nachstehenden Maßstäbe we-

sentlich beeinträchtigt wird: 
 

a. (krasses) Missverhältnis der Haushaltsgröße (Anzahl der im Haushalt lebenden 

Personen) zur Wohnnutzfläche und zur Raumanzahl des derzeitigen Wohnraums 

(ohne Küche, Bad, WC und Gang); 

b. mangelnde behindertengerechte Ausstattung des derzeitigen Wohnraums bei Vor-

liegen einer Behinderung; 

c. gesundheitliche Beeinträchtigung, die unverschuldet durch den derzeitigen Wohn-

raum herbeigeführt wurde bzw. wird; 

d. bevorstehender Wohnraumverlust auf Grund einer Kündigung wegen Eigenbe-

darfs des Vermieters oder wegen des bevorstehenden Endes eines befristeten 

Mietvertrags; 

 

2) Neben den oben angeführten Maßstäben können sonstige wichtige, insbesondere soziale 

oder gesundheitliche Gründe für die Feststellung des Wohnbedarfs und die Vergabe von 

Wohnraum berücksichtigt werden. 
 

3) Bei Vorhandensein von Wohnraum (z.B. Wohnhaus, Eigentums- oder Mietwohnung usw.) 

ist ein Wohnbedarf für einen geförderten Wohnraum jedenfalls nur dann gegeben, wenn 

die wohnungssuchende Person ihre Rechte an dem (bisherigen) Wohnraum aufgibt (siehe 

dazu auch § 10 dieser Richtlinie). 
 

 

§ 9 

Vergabe bzw. Entscheidung über die Zuweisung 
 

1) Die Vergabe erfolgt durch Zuweisung (Neu- oder Nachbesetzung) von Wohnraum. Die Ent-

scheidung über die Zuweisung obliegt dem Gemeinderat oder – sofern er die Entscheidung 

in einer solchen Angelegenheit an den Gemeindevorstand delegiert hat – dem Gemeinde-

vorstand auf Basis der von der „Vergabekommission“ erarbeiteten Vergabeempfehlung. 

Dabei stellt die Vergabekommission ein durch den Gemeinderat eigens und ständig einge-

richtetes Gremium dar, dem die Vorbegutachtung im Hinblick auf die Bewertung, Reihung 

und Aufteilung der Anträge obliegt und das schließlich eine Vergabeempfehlung an den 

Gemeinderat bzw. den Gemeindevortand erstattet. Dieses Gremium besteht aus jeweils 

einem dafür stellig gemachten Vertreter einer jeden Gemeinderatspartei. Es berät und be-

schließt in nicht-öffentlichen Sitzungen. Die Beschlussfähigkeit ist bei Anwesenheit der 

Hälfte der Mitglieder gegeben. Für einen gültigen Beschluss ist die Mehrheit der anwesen-

den Mitglieder erforderlich. 

 

2) Sofern eine Einreichfrist vorgegeben wurde, erfolgt eine Entscheidung über die eingelang-

ten Anträge erst nach Ablauf dieser Frist. Davon unabhängig erfolgt eine Behandlung eines 

Antrages nur dann, wenn der Gemeinde sämtliche zur Prüfung und Beurteilung maßgebli-

chen Unterlagen und Nachweise vollständig vorliegen. Die Gemeinde behält sich im Be-

darfsfall die Nachforderung von Unterlagen und Nachweisen sowie von ergänzenden Infor-

mationen unter Fristsetzung ausdrücklich vor. Kommt der Antragsteller einem solchen Auf-

trag nicht nach, so hat dies die Ablehnung des Antrages zur Folge. Eine Zuweisung kann 

einem Antragsteller – unbeschadet des § 12 dieser Richtlinie (Rechtsanspruch) – nur dann 



36. GR-Sitzung vom 21.08.2025 Seite 14 

 

gewährt werden, wenn er alle Voraussetzungen dieser Richtlinie erfüllt. Für die Behandlung 

des Antrages ist die Gemeinde ihrerseits an keine Frist gebunden. 

 

3) Die Vergabekommission kann Anträge ohne weitere Vorbegutachtung vom Vergabeverfah-

ren ausschließen, wenn 

 

a. darin wissentlich irreführende und wahrheitswidrige Angaben gemacht wurden; 

b. die wohnungssuchende Person schon einmal einen zugewiesenen Wohnraum 

ohne triftigen oder nachvollziehbaren Grund abgelehnt hat; 

c. er der Aufforderung der Gemeinde zur Nachreichung von Unterlagen und Nach-

weisen sowie von ergänzenden Informationen nicht binnen Frist nachkommt; 

d. ein Wechsel von einem Wohnraum zu Wohnraum in derselben Wohnraumkatego-

rie begehrt wird, ohne dass sich die Verhältnisse geändert haben (kein „Wohn-

raum-Hopping“ zulässig); 

e. in die Übernahme der von der Gemeinde Ellmau vorgegebenen Verpflichtungen 

gemäß § 10 dieser Richtlinie nicht eingewilligt wird; 

f. mehrere Antragsteller im Sinne des § 11 II. dieser Richtlinie wissentlich separate 

Anträge einbringen; 

g. Änderungen der Verhältnisse (sachliche und persönliche Voraussetzungen gemäß 

dieser Richtlinie), die während des zweijährigen Evidenzzeitraums eintreten, der 

Gemeinde wissentlich nicht unaufgefordert und umgehend schriftlich gemeldet 

werden; 

 

 

§ 10 

Verpflichtungen des Antragstellers 

 

1) Sofern die wohnungssuchende Person (gilt bei mehreren Antragstellern im Sinne des § 

11 II. dieser Richtlinie für jeden Antragsteller) im Zeitpunkt ihrer Antragstellung bereits 

über (mehrfachen) Wohnraum, sei es aufgrund eines Eigentums- oder sonstigen Nut-

zungsrechts, verfügt, so hat sie der Gemeinde Ellmau hierüber vollständig Auskunft zu 

erteilen. Eine Zuweisung von gefördertem Wohnraum gemäß dieser Richtlinie erfolgt nur 

dann, wenn die wohnungssuchende Person sämtliche bestehenden Rechte vollständig 

aufgibt. Diese Verpflichtung kommt allerdings dann nicht zum Tragen, wenn die Rechte 

geringfügig sind und sie demgemäß eine umfassende Nutzung nicht ermöglichen (z.B. 

ideelle Bruchteilsanteile, usw.). Die Aufgabe der Rechte ist der Gemeinde Ellmau nach-

zuweisen (z.B. durch Vorlage eines durch sämtliche Vertragsparteien unterzeichneten 

Kaufvertrages, Aufkündigung eines Bestandvertrages, oder gleichwertiger Unterlagen 

usw.). Der Nachweis ist spätestens vor Unterzeichnung eines Kauf- oder Mietvertrags ge-

mäß Punkt 3) zu erbringen, sofern hiefür nicht im Einvernehmen mit der Gemeinde Ellmau 

eine allenfalls längere Frist vereinbart wird. 

 

2) Neben der Verpflichtung gemäß Punkt 1) ist es der wohnungssuchenden Person unter-

sagt den ihr zugewiesenen Wohnraum als Freizeitwohnsitz zu benützen. Zur Absicherung 

dieses Verbots ist die wohnungssuchende Person verpflichtet auf eigene Kosten und nach 

Maßgabe der Vorgaben der Gemeinde Ellmau einen Raumordnungsvertrag mit der Ge-

meinde abzuschließen, wobei entsprechende Raumordnungsklauseln – sofern der zu ver-

gebende Wohnraum durch die Gemeinde errichtet wurde bzw. wird – allenfalls bereits in 
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einen Kauf- oder Mietvertrag gemäß Punkt 3) integriert werden können. Diese Verpflich-

tung besteht unabhängig der Verfügungsart des begehrten Wohnraums.  
 

3) Wird einer wohnungssuchenden Person Wohnraum zugewiesen, so ist sie weitergehend 

entweder mit der Gemeinde Ellmau oder mit einem gemeinnützigen Wohnbauträger zum 

Abschluss entweder eines Mietvertrags oder eines Kaufvertrags verpflichtet. Sofern der 

zu vergebende Wohnraum durch die Gemeinde errichtet wurde bzw. wird, gilt der von der 

Gemeinde vorgegebene Vertragsinhalt. So wird jedenfalls in einem Mietvertrag eine Kün-

digungsklausel und in einem Kaufvertrag ein Wiederkaufsrecht vorgesehen, von dem die 

Gemeinde insbesondere dann Gebrauch machen wird, falls sich nach Zuweisung heraus-

stellt, dass durch die wohnungsuchende Person wissentlich irreführende oder wahrheits-

widrige Angaben gegenüber der Gemeinde Ellmau getätigt wurden oder einer Verpflich-

tung nach § 10 Punkt 1) und/oder Punkt 2) dieser Richtlinie nicht nachgekommen wird. 

Die vorangegangenen Ausführungen gelten sinngemäß und gleichermaßen, sofern der 

zu vergebende Wohnraum durch einen gemeinnützigen Wohnbauträger errichtet wurde 

bzw. wird. 
 
 

§ 11 

Antragstellung 

 

I. Allgemeines 

 

1) Die Antragsstellung hat schriftlich mittels des für die jeweilige Vergabeverfahrensvariante 

bereitgestellten Antragsformulars zu erfolgen. Das Antragsformular ist beim Gemeinde-

amt Ellmau, Dorf 20, 6352 Ellmau, entweder im Postweg oder elektronisch per E-Mail an 

gemeinde@ellmau.gv.at einzubringen. 

 

2) Dem Antrag sind die Nachweise gemäß § 4 III. dieser Richtlinie beizulegen. 
 

3) Der Antrag ist vollständig und wahrheitsgemäß auszufüllen und zu unterfertigen.  

 
4) Die wohnungssuchende Person (Antragsteller) willigt mit Antragstellung vollinhaltlich in alle 

Bestimmungen dieser Richtlinie ein. 

 
 

II. Mehrere Antragsteller 

 
Ehegatten, eingetragene Partner und Lebenspartner, die seit mindestens 1 Jahr in einem 

gemeinsamen Haushalt leben und dort auch wohnsitzlich gemeldet sind, sind nur zur ge-

meinsamen Antragstellung berechtigt (kein „Antrag-Splitting“ zulässig).  

 
Anmerkung: Unter Lebenspartner sind Personen zu verstehen, die miteinander in Lebensgemeinschaft 

stehen.  

 
 
 
 
 
 

mailto:gemeinde@ellmau.gv.at
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§ 12 

Kein Rechtsanspruch 
 

Auf Zuweisung nach dieser Richtlinie besteht kein Rechtsanspruch.  

 
Anmerkung: Demgemäß kann beispielsweise auch kein Anspruch auf einen bestimmten Wohnraum (Top, Ein-

heit, usw.) erhoben werden. 

 
 

§ 13 

Sonderbestimmung 
 
In sachlich begründeten Ausnahmefällen – insbesondere, wenn die Wohnraumversorgung ei-

ner wohnungssuchenden Person aus rechtlichen, moralischen, sozialen, gesundheitlichen, 

oder besonders wichtigen Erwägungen oder im öffentlichen Interesse notwendig erscheint – 

steht es der Vergabekommission im Rahmen ihrer Vorbegutachtung nach Ermessen frei von 

den Bestimmungen dieser Richtlinie hinsichtlich der Bewertung, Reihung und Aufteilung eines 

Antrags abzugehen. Für diese Entscheidung ist abweichend von § 9 dieser Richtlinie jedoch 

Einstimmigkeit erforderlich. Sofern keine Einstimmigkeit gegeben ist, obliegt die Entscheidung 

hierüber dem Gemeinderat bzw. dem Gemeindevorstand. 

 
 

§ 14 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten  
 
1) Diese Richtlinie tritt mit 01.01.2026 in Kraft. Die zu diesem Zeitpunkt bereits bei der Ge-

meinde eingelangten Anträge verlieren damit ihre Gültigkeit und müssen nach den Vorga-

ben dieser Richtlinie neu eingebracht werden. 

 

2) Die Richtlinie („Generelle Richtlinie für die Vergabe von besonders geförderten Grundstü-

cken und Wohnungen durch die Gemeinde Ellmau“), der der Beschluss des Gemeinderates 

vom 04.10.2018 zu Grunde liegt, tritt mit 31.12.2025 außer Kraft. 

 

 

Anlage zu § 11 I. 1): Antragsformular“ 

 
 
ad 4.) Genehmigung des Jahresvoranschlages für das Jahr 2026 der Straßeninte-

ressentschaft Faistenbichlweg 

 
Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat den Jahresvoranschlag der Straßeninteressent-
schaft Faistenbichlweg für das Jahr 2026 zur Kenntnis. Der Gemeindeanteil beläuft sich auf 
einen Betrag in Höhe von EUR 10.500,00. 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau genehmigt über Antrag von Bürgermeister Ni-
kolaus Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) den Jahresvoranschlag der Straßeninte-
ressentschaft Faistenbichlweg für das Jahr 2026 mit einem Gemeindeanteil in Höhe von 
EUR 10.500,00. 
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ad 5.) Abschluss eines Raumordnungsvertrages für das Gst. Nr. 441/3 mit Hannes 
Winkler (Widmungsbegünstigter Michael Kocher) 

 
Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat zusammengefasst den einhergehend mit der Än-
derung der Flächenwidmung zu Tagesordnungspunkt 6. abzuschließenden Raumordnungs-
vertrag zur Kenntnis, der auch über Beamer gezeigt wird.  
 
Über Nachfrage von Georg Widschwendter teilt der Bürgermeister mit, dass der Vertrag des-
halb eine Laufzeit von 15 Jahren beinhaltet, weil es sich beim Widmungsgrundstück um eine 
„z-Fläche“ handelt. 
 
Es wird sodann nachstehender Beschluss gefasst: 
 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau beschließt über Antrag von Bürgermeister Ni-
kolaus Manzl mit 15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) den Abschluss des Raumordnungsver-
trages mit Herrn Hannes Winkler (Eigentümer) und Herrn Michael Kocher (Widmungs-
begünstigter), von diesen beiden unterfertigt am 08.08.2025.  
 
 
ad 6.) Änderung des Flächenwidmungsplanes, Gst. Nr. 441/3, von Freiland in 

Wohngebiet, Eigentümer Hannes Winkler 

 
Der Bürgermeister verweist auf die Vorberatung im Ausschuss „Raumordnung“ vom 
27.03.2025 und die positive Beschlussempfehlung.  
 
Die Widmungsunterlagen werden über Beamer gezeigt und durch den Bürgermeister erläu-
tert.  
 
Sodann ergeht der Beschluss: 
 
Beschluss 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau mit 
15:0 Stimmen (15 Ja, 0 Nein) gemäß § 68 Abs. 3 i.V.m § 63 Abs. 9 Tiroler Raumordnungs-
gesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43/2022, den von der Filzer.Freudenschuß ZT OG 
ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der Ge-
meinde Ellmau vom 30.07.2025, GZl.: FF074/25, durch vier Wochen hindurch zur öffent-
lichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Der Entwurf sieht eine Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Ellmau im 
Bereich des Grundstückes Nr. 441/3, KG 83004 Ellmau, wie folgt vor: 
 
„Umwidmung 
 
Grundstück 441/3 KG 83004 Ellmau 
 
rund 597 m² 
von Freiland § 41 
in 
Wohngebiet § 38 (1)“ 
 
Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Ent-
wurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Ellmau ge-
fasst. 
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Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stel-
lungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person 
oder Stelle abgegeben wird. 
 
 
ad 7.) Änderung des Flächenwidmungsplanes, Gst. Nr. 475/9, von Wohngebiet in 

gemischtes Wohngebiet, Firma GU Immobilien GmbH (FN 482221 z) 

 
Der Bürgermeister verweist auf die Vorberatung im Ausschuss „Raumordnung“ vom 
30.01.2025 und die positive Beschlussempfehlung.  
 
Die Widmungsunterlagen werden über Beamer gezeigt und durch den Bürgermeister erläutert.  
 
Gerhard Pohl erwähnt, dass laut Bericht des Raumplaners ein Abbruch und Neubau des Ge-
bäudes angedacht sei. Er regt an in solchen Fällen in Zukunft auch gleich eine Bebauungs-
planpflicht festzulegen. 
 
Der Bürgermeister meint, dass das Erfordernis eines Bebauungsplanes im konkreten Fall noch 
nicht erkennbar sei, wobei im Bedarfsfall die Erlassung eines Bebauungsplanes über das Bau-
amt angeregt werden wird. Der Bürgermeister sagt zu dieses Thema im nächsten Ausschuss 
„Raumordnung“ zur Beratung zu bringen. 
 
Sodann ergeht der Beschluss: 
 
Beschluss 
Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau mit 
14:1 Stimmen (14 Ja, 1 Nein) gemäß § 68 Abs. 3 i.V.m § 63 Abs. 9 Tiroler Raumordnungs-
gesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. Nr. 43/2022, den von der Filzer.Freudenschuß ZT OG 
ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der Ge-
meinde Ellmau vom 30.07.2025, GZl.: FF073/25, durch vier Wochen hindurch zur öffent-
lichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Der Entwurf sieht eine Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Ellmau im 
Bereich des Grundstückes Nr. 475/9, KG 83004 Ellmau, wie folgt vor: 
 
„Umwidmung 
 
Grundstück 475/9 KG 83004 Ellmau 
 
rund 820 m² 
von Wohngebiet § 38 (1) 
in 
Gemischtes Wohngebiet § 38 (2)“ 
 
Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Ent-
wurf entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Ellmau ge-
fasst. 
 
Dieser Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stel-
lungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person 
oder Stelle abgegeben wird. 
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ad 8.) Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 

• Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat darüber, dass Anton Bellinger in dieser 
Woche ihm gegenüber den Verzicht auf dessen Gemeinderatsmandat erklärt hat. Der 
Bürgermeister bedauert die Entscheidung von Anton Bellinger und bedankt sich bei 
ihm über dessen geleistetes Engagement der letzten Jahre.  

 
 

• Gerhard Pohl verweist auf eine der vergangenen Gemeinderatssitzungen, in der sich 
Josef Werlberger über einen erst kürzlich erfolgten Zubau beim Heimatmuseum erkun-
digt habe. Gerhard Pohl möchte klarstellen, dass es sich bei dem Zubau um keinen 
„Schwarzbau“ handeln würde, weil dies bei der damaligen Sitzung so „rübergekom-
men“ wäre. 
Der Bürgermeister bestätigt, dass der Zubau baurechtlich genehmigt ist. Wobei der 
Bürgermeister meint, dass die Anfrage von Josef Werlberger nicht auf den Baukonsens 
abgezielt hätte, sondern hätte er hinterfragen wollen, warum der Gemeinderat – obwohl 
die Gemeinde Grundeigentümerin ist – nicht über das Bauvorhaben informiert war. 
 
 

• MMag. Herber Schachner informiert, dass er zuletzt für das Projekt „Pro Fuß“ mit Frau 
Caro Felderer einen Besprechungstermini hatte und kündigt er dazu eine Aktionswo-
che im Zeitraum vom 16. bis 22. September an. So wird unter anderem der Gemein-
derat, aber auch die Mitarbeiter des Gemeindeamtes, die Einladung zur Teilnahme an 
einer Umfrage erhalten.  

 
 

• Manfred Döttlinger bringt vor, dass im Bereich des Ortszentrums die Situation mit den 
Radfahrern – vor allem im Bereich des Musikpavillons und anderen neuralgischen 
Punkten – zunehmend problematischer werde. Die Radfahrer würden kreuz und quer 
fahren. Möglicherweise benötigt es Kontrollen und Strafen, um hier wieder etwas Be-
ruhigung reinzubekommen. Manfred Döttlinger ersucht deshalb den Verkehrsreferen-
ten sich dieses Problems anzunehmen. 
 
Gert Oberhauser meint, dass das Problem durch die fehlende Ausgestaltung der Be-
gegnungszone verursacht bzw. verschärft werde.  
 
Der Bürgermeister informiert in diesem Zusammen hang, dass zusammen mit Michael 
Bürger vom TVB derzeit gerade an einer Verbesserung zumindest der Radwegsitua-
tion im Bereich des Personalhauses Frieden bis „Tischler“ gearbeitet werde.   
 
 

• Josef Werlberger hinterfragt die Systematik beim Winterdienst, weil seiner Ansicht 
nach zu viel „gesalzen“ werde, insbesondere auch im Bereich von Interessentschafts-
wegen, und er hier Einsparungspotential erkennen würde. Außerdem würde sich das 
Salzen negativ auf die Beschaffenheit der Straßen auswirken und diese schädigen.  
 
Es folgt sodann eine Diskussion. Dabei wird erkannt, dass es offenbar keine einheitli-
che Verrechnung von Leistungen geben würde, an denen die Gemeinde sich mit ihrem 
Kostenanteil hinsichtlich des Winterdienstes bei öffentlichen Straßeninteressentschaf-
ten beteiligt. Gerhard Schermer sagt zu diese Thematik in seinem Ausschuss für Ver-
kehr zu behandeln.  
 
Am Ende der Diskussion, die Josef Werlberger ursprünglich anstieß, schlägt der Bür-
germeister einen gemeinsamen Besprechungstermin mit ihm, dem Bauhofleiter, 
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Wolfgang Niedermühlbichler und Josef Werlberger vor. Wolfgang Niedermühlbichler 
sagt zu einen solchen Termin zu organisieren.  
 
 

• Der Bürgermeister berichtet kurz von der am Vortag stattgefundenen Endkostenprä-
sentation betreffend das Bauvorhaben des Mehrzweckzentrums, zu der alle Gemein-
deräte eingeladen waren. Der Bürgermeister teilt mit, dass die Kosten schlüssig dar-
gestellt wurden und es auch eine Gegenüberstellung der Einsparungen zu den Mehr-
ausgaben gegeben hätte.  
Der Bürgermeister teilt mit, dass nun noch in einem separaten Termin das Thema 
„Baumängel“ und Gesamtbetriebskosten behandelt werden soll. 
 
Gerhard Pohl verweist auf ein Mängelgutachten, das der Bauhofleiter in Auftrag gege-
ben hätte, und das er gerne einsehen möchte.  
 
Gerhard Pohl informiert, dass er außerdem angeregt hätte, dass die Tiefgarage des 
Mehrzweckgebäudes bereits im Bereich der Dorfstraße mit einem Schild ersichtlich 
gemacht werde. 
 
Gerhard Pohl bringt vor, dass ihn noch interessieren würde, wie hoch die Gesamtkos-
ten des Bauvorhabens mit allem Drum und Dran waren und er verweist dazu beispiels-
weise auf die Kosten für die Kanalverlegung, Containerverlegung, Übersiedelung, 
usw..  
 
Gerhard Pohl bringt außerdem vor, dass ihm im Zuge der Endkostenpräsentation über 
seine Nachfrage bestätigt worden sei, dass das Mehrzweckgebäude in seinem nun-
mehrigen Ist-Bestand baurechtlich genehmigt ist.  
 
Gerhard Pohl möchte außerdem geklärt haben, ob auch eine Betriebsanlagengeneh-
migung betreffend die vermieteten Einheiten (Arzt, Therapie, usw.) vorliegt oder eine 
solche nicht erforderlich ist. 

 
 
 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen mehr erfolgen, schließt der Vorsitzende den öffent-
lichen Teil der Sitzung 21:10 Uhr.  
 
 
ad 9.) Vertrauliches 

 

ad 9.1.) Genehmigung des Protokolls des nicht-öffentlichen Teils der Gemeinderats-
sitzung vom 17.07.2025 

 
Beschluss 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellmau genehmigt das 35. nicht-öffentliche Protokoll 
der Gemeinderatssitzung vom 17.07.2025. 
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Der Schriftführer:       Der Vorsitzende: 
 
 
 
Mag. HEIN eh        MANZL eh 
-------------------------       ----------------------- 
 
 
 
 
Weitere GR-Mitglieder gemäß § 46 Abs 4 TGO: 
 
 
 
DÖTTLINGER eh      NIEDERMÜHLBICHLER eh 
--------------------------      --------------------------------------- 
 


